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 ANLAGE  
Gemeinde Eitorf 
DER BÜRGERMEISTER zu TO.-Pkt.  
   
 lfd. Nummer: 00214 \ 12 \ V 
Amt 10       Haupt-, Personal- und Schulamt 

Sachbearbeiter/-in: Herr Derscheid 

Eitorf, den 25.08.2005 
 
 
 
 
  i.V. 
Bürgermeister   Erster Beigeordneter 
 
 

B e s c h l u s s v o r l a g e 
für den 

öffentlichen Sitzungsteil 
 
 
Gremium und Datum: 
 

Hauptausschuss am 05.09.2005 
 
 
Beratungsfolge: 
 
Rat der Gemeinde Eitorf am 19.09.2005 
 
 
Tagesordnungspunkt: 
 

Antrag der CDU-Fraktion vom 20.07.2005 auf Änderung der Richtlinien über die Ü-
bertragung von Entscheidungsbefugnissen auf den Bürgermeister sowie zur Rege-
lung von Zuständigkeiten für die Ausschussarbeit und den Bürgermeister (Zustän-
digkeitsordnung) 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat der Gemeinde zu beschließen: 
Die Änderung der Zuständigkeitsordnung wird beschlossen. 
 
 
Begründung: 
 
Mit dem als Anlage beigefügten Antrag vom 20.07.2005 hat die CDU-Fraktion die Änderung der Zuständig-
keitsordnung des Rates beantragt. Die vorgelegten Änderungsvorschläge wurden in der ebenfalls als Anlage 
beigefügten Synopse zusammengestellt. Verwaltungsseitig wurden die Änderungsvorschläge geprüft und 
die Ergebnisse in Spalte 3 der Aufstellung dargestellt.  
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Richtlinien 
zur Übertragung von Entscheidungsbefugnissen auf den Bürgermeister sowie zur Regelung von Zuständigkeiten für die Aus-
schussarbeit und für den Bürgermeister (Zuständigkeitsordnung –ZustO-) vom 20.12.1999,  
zuletzt geändert am 03.07.2001 
 
Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

§ 1  
Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Zuständigkeitsordnung regelt die Befugnisse 
der Ausschüsse und des Bürgermeisters. Sofern 
nachfolgend keine Einschränkungen vorgesehen 
sind, haben die Ausschüsse grundsätzlich für ihren 
Aufgabenbereich Entscheidungsbefugnis in Ange-
legenheiten mit finanzieller Auswirkung. Hierzu ge-
hören auch Vergaben, sofern hierfür Haushaltsmit-
tel bereitgestellt und verfügbar sind. 

  

(2) Der Rat ist für alle Angelegenheiten der Gemeinde 
Eitorf zuständig, soweit sie nicht nach der Gemein-
deordnung, anderen Rechtsvorschriften, dieser Zu-
ständigkeitsordnung oder durch Ratsbeschluss ei-
nem Ausschuss oder dem Bürgermeister zugewie-
sen sind. In Einzelfällen behält sich der Rat das 
Recht vor, auf Ausschüsse oder den Bürgermeister 
übertragene Entscheidungen an sich zu ziehen.  

  

(3) Der Rat kann für Ausschüsse, bei denen eine Mit-
wirkung beratender Mitglieder kraft sondergesetzli-
cher Vorschrift nicht ausgeschlossen ist, Mitglieder 
zur ständigen Beratung in Sachfragen bestellen.  
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Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

§ 2  
Ausschüsse 

(1) Der Rat bildet folgende Ausschüsse:    

a) gesetzlich vorgeschriebene Ausschüsse: 
• Hauptausschuss 
• Rechnungsprüfungsausschuss 
• Werksausschuss 

  

b) freiwillige Ausschüsse: 
• Ausschuss für Planung und Verkehr 
• Bauausschuss 
• Jugend-, Altenhilfe- Sozialausschuss 
• Kultur- und Sportausschuss 
• Markt- und Kirmesausschuss 
• Personalausschuss 
• Schulausschuss und 
• Umweltausschuss 

  

(2) Soweit Ausschüssen Aufgaben übertragen worden 
sind, können sie ihre Entscheidungsbefugnisse im 
Einzelfall oder für einen bestimmten Kreis von Ge-
schäften gemäß § 9 Abs. 5 der Hauptsatzung vom 
20. Dezember 1999 auf den Bürgermeister delegie-
ren.  

  

§ 3 
Hauptausschuss 

(1) Der Hauptausschuss stimmt die Aufgaben aller 
Ausschüsse aufeinander ab. Er nimmt die Aufgaben 
des Finanzausschusses wahr.  

  

(2) Der Hauptausschuss berät:   
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Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

a) über alle Anträge und Vorlagen mit finanziellen 
Auswirkungen, über die der Rat entscheidet. 
Darüber hinaus kann er alle anderen Angele-
genheiten mit finanziellen Auswirkungen für die 
Gemeinde beraten und Empfehlungen ausspre-
chen,  

  

b) über das Ortsrecht mit Ausnahme der Satzun-
gen bei der Bauleitplanung einschließlich Ver-
änderungssperren, 

  

c) über alle Angelegenheiten der Liegenschafts-
verwaltung von besonderer Bedeutung, soweit 
es sich nicht um Aufgaben der Gemeindewerke 
handelt,  

  

d) über alle Angelegenheiten, die nicht einem 
Fachausschuss zugewiesen sind.  

  

(3) Der Hauptausschuss entscheidet,    

a) über die Planung der Verwaltungsaufgaben von 
besonderer Bedeutung,  

  

b) über alle persönlichen Angelegenheiten des 
Bürgermeisters, die nach der Gemeindeordnung 
und anderen Rechtsvorschriften nicht dem Rat 
vorbehalten sind,  

  

c) über Verträge der Gemeinde mit Rats- und 
Ausschussmitgliedern, dem Bürgermeister und 
den leitenden Dienstkräften mit Vertragssum-
men von mehr als 2.500,00 € bis 5.000,00 € 

über alle Verträge der Gemeinde mit Rats- und Aus-
schussmitgliedern, dem Bürgermeister und den leiten-
den Dienstkräften mit einer Vertragssumme von mehr 
als 500,00 € 

Einverstanden mit Vorschlag 

d) über alle Angelegenheiten und Maßnahmen der 
Wirtschaftsförderung, insbesondere zur Schaf-
fung neuer und Erhaltung vorhandener Arbeits-
plätze, Fragen der Behörden-, Gewerbe- und 
Industrieansiedlung sowie alle Fragen sonstiger 
Wirtschaftsförderung bzw. der Wirtschafts- und 
Fremdenverkehrswerbung, 
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Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

e) über den Erwerb, den Tausch, die Veräußerung 
und die Belastung von Grundstücken, soweit ei-
ne Wertgrenze von 10.000,00 € einschließlich 
etwaiger Entschädigungen überschritten wird 
und sofern nicht der Bauausschuss zuständig 
ist. Die Notar- und Vermessungskosten bleiben 
bei der Wertgrenze außer Ansatz. 

über den Erwerb, den Tausch, die Veräußerung und die 
Belastung von Grundstücken, soweit eine Wertgrenze 
von 5.000,00 € einschließlich etwaiger Entschädigun-
gen überschritten wird und sofern nicht der Bauaus-
schuss zuständig ist. Die Notar- und Vermessungskos-
ten bleiben bei der Wertgrenze außer Ansatz. 
 
ee) Dem Auschuss ist über alle unter e) genannten 
Fälle unverzüglich zu berichten 

Einverstanden mit Vorschlag 
 
 
 
 
 
 
 
Einverstanden mit Vorschlag 

f) über die Vermietung und Verpachtung gemeind-
lichen Grundbesitzes und die Anmietung und 
Anpachtung fremden Grundbesitzes, sofern der 
monatliche Miet- oder Pachtwert den Betrag von 
1.000,00 € übersteigt, 

über die Vermietung und Verpachtung gemeindlichen 
Grundbesitzes und die Anmietung und Anpachtung 
fremden Grundbesitzes 

Bisherige Regelung belassen, da ansonsten mit großem 
Verwaltungsaufwand verbunden. 

g) über die Grundsätze der Inanspruchnahme von 
Schulgebäuden und Schulgrundstücken für au-
ßerschulische Zwecke, 

  

h) über die Grundsätze für die Planung, die Ein-
richtung, den Ausbau und die Renovierung von 
allen Einrichtungen des Kulturlebens, der Frei-
zeitgestaltung und des Sports, 

  

i) über die Benennung von Straßen und sonstiger 
kommunaler Einrichtungen, 

  

j) über die Mitgliedschaft in Vereinen, Verbänden, 
Organisationen oder ähnlichen Einrichtungen 
soweit der Jahresbeitrag 500,00 € überschreitet,

über die Mitgliedschaft in Vereinen, Verbänden, Organi-
sationen oder ähnlichen Einrichtungen 

Einverstanden mit Vorschlag 

k) über die Gewährung freiwilliger Leistungen an 
Personen oder Personengruppen über 500,00 € 
und soweit nicht ein anderer Ausschuss zustän-
dig ist, 

über die Gewährung freiwilliger Leistungen an Personen 
oder Personengruppen, soweit nicht ein anderer Aus-
schuss zuständig ist 

Einverstanden mit Vorschlag bei folgender Ergänzung: 
....freiwilliger Leistungen ohne Rückforderungsanspruch 
an Personen.... 

l) über die Stundung von Geldforderungen, soweit 
sie im Einzelfall 25.000,00 € überschreiten und 
wenn die Stundung länger als drei Jahre dauert, 

mit Zusatz: Im übrigen wird der Ausschuss über alle 
Fälle unverzüglich informiert. 

Mit Zusatz: Im übrigen wird der Ausschuss über alle 
Fälle mit einer Wertgrenze ab 5.000,- Euro 
In der nächsten Sitzung informiert. 

m) über die Niederschlagung von Geldforderungen, 
soweit sie im Einzelfall 5.000,00 € überschrei-
ten,  

mit Zusatz: Im übrigen wird der Ausschuss über alle 
Fälle informiert. 

Mit Zusatz: Im übrigen wird der Ausschuss über alle 
Fälle ab 1.000,-- Euro informiert. 
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Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

n) über den Erlass von Geldforderungen, soweit 
sie im Einzelfall 2.500,00 € überschreiten,  

mit Zusatz: Im übrigen wird der Ausschuss über alle 
Fälle informiert. 

Mit Zusatz: Im übrigen wird der Ausschuss über alle 
Fälle ab 500,-- Euro informiert. 

o) über die Festlegung von Richtlinien für die Ge-
währung von Vergünstigungen an bestimmte 
Personenkreise, insbesondere zur Nutzung kul-
tureller, sportlicher und sozialer Veranstaltun-
gen der Gemeinde nach Beratung in den Fach-
ausschüssen, 

  

p) über alle Angelegenheiten im Vergabe- und 
Verdingungswesen gemäß VOB/VOL/VOF aus 
allen Bereichen der Verwaltung ab einer Auf-
tragssumme von 25.000,00 €, soweit nicht ein 
anderer Ausschuss oder der Bürgermeister zu-
ständig sind, 

über alle Angelegenheiten im Vergabe- und Verdin-
gungswesen gemäß VOB/VOL/VOF aus allen Berei-
chen der Verwaltung ab einer Auftragssumme von 
5.000,00 €, soweit nicht ein anderer Ausschuss oder 
der Bürgermeister zuständig sind 

Alte Wertgrenzen belassen, müssten aufgrund der 
Wertsteigerungen eher angehoben werden. Umsetzen 
des Vorschlags würde zu erheblichem Verwaltungsauf-
wand und Ausschluss der Gemeinde aus gemeinsamen 
Beschaffungsmaßnahmen führen. 

q) über die Zustimmung zu Auftragsüberschreitun-
gen, die 10 vom Hundert der Auftragssumme 
übersteigen 

  

aa) bei Aufträgen nach Buchstabe p)    

bb) wenn Auftragssumme und Erhöhung zu-
sammen den Betrag von 25.000,00 € überstei-
gen; 
 

wenn Auftragssumme und Erhöhung zusammen den 
Betrag von 10.000 € übersteigen 

Alte Regelung belassen. 

r) über den Verzicht auf Sicherheitsleistungen bei 
Aufträgen nach Buchstabe p).  

  

(4) In Personalangelegenheiten entscheidet der 
Hauptausschuss gemäß § 16 Abs. 2 der Hauptsat-
zung.  

  

(5) Im übrigen entscheidet der Hauptausschuss über 
alle sonstigen Angelegenheiten, die nicht nach die-
ser Zuständigkeitsordnung einem Ausschuss oder 
dem Bürgermeister zur Entscheidung übertragen 
oder nach der Gemeindeordnung, anderen Rechts-
vorschriften oder durch Ratsbeschluss dem Rat 
vorbehalten sind.  

  



- 8 - 

 

Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

(6) Der Hauptausschuss nimmt gemäß § 7 Abs. 4 der 
Hauptsatzung die Aufgaben des Beschwerdeaus-
schusses wahr. 

  

§ 4 
Rechnungsprüfungsausschuss 

(1) Der Rechnungsprüfungsausschuss nimmt die ihm 
durch die Gemeindeordnung zugewiesenen Aufga-
ben wahr.  

  

(2) Der Ausschuss hat dem Rat über das Ergebnis der 
Prüfung in einem Schlussbericht zu berichten.  

  

§ 5  
Schulausschuss  

(1) Der Schulausschuss berät über alle äußeren und 
inneren Schulangelegenheiten.  

  

(2) Er entscheidet über die Auftragsvergabe von Lehr- 
und Unterrichtsmitteln in einer Höhe von 
10.000,00 € bis 25.000,00 €.  

Er entscheidet über die Auftragsvergabe von Lehr- und 
Unterrichtsmitteln in einer Höhe von 5.000,00 € bis 
25.000,00 €. 

Mit Vorschlag einverstanden. 

§ 6 
Werksausschuss 

(1) Der Werksausschuss nimmt die ihm nach der Ei-
genbetriebsverordnung (EigVO) und der Betriebs-
satzung zugewiesenen Zuständigkeiten wahr.  

  

(2) Er entscheidet insbesondere:   

a) über die Festsetzung der allgemeinen Liefe-
rungsbedingungen, 

  

b) über die Zustimmung zu Verträgen aller Art, 
wenn der Wert im Einzelfall den Betrag von 
2.500,00 € übersteigt, hiervon ausgenommen 
sind Geschäfte der laufenden Betriebsführung 
einschließlich der Lieferverträge mit Sonderab-
nehmern, Tarifkunden und gewerblichen Betrie-
ben sowie Angelegenheiten, die nach der Ge-
meindeordnung oder anderen Rechtsvorschrif-
ten der Zustimmung des Rates vorbehalten 
sind,  

über die Zustimmung zu Verträgen aller Art, wenn der 
Wert im Einzelfall den Betrag von 5.000,00 € übersteigt, 
hiervon ausgenommen sind Geschäfte der laufenden 
Betriebsführung einschließlich der Lieferverträge mit 
Sonderabnehmern, Tarifkunden und gewerblichen Be-
trieben sowie Angelegenheiten, die nach der Gemein-
deordnung oder anderen Rechtsvorschriften der Zu-
stimmung des Rates vorbehalten sind. 

Alte Regelung belassen, siehe HA. 
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Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

c) über die Beauftragung von Ingenieurbüros mit 
einem Honorar von mehr als 5.000,00 € im Ein-
zelfall,  

  

d) über die Zustimmung zu erfolgsgefährdenden 
Mehraufwendungen gemäß § 15 der EigVO, 

  

e) über die Zustimmung zu Mehrausgaben gemäß 
§ 16 EigVO, sofern sie für ein Einzelvorhaben 
den Betrag von 10 vom Hundert der Auftrags-
summe überschreiten, 

  

f) über die Benennung des Prüfers für den Jah-
resabschluss.  

  

(3) Der Werksausschuss berät und entscheidet ferner 
über alle Angelegenheiten der Eigenbetriebe Ver- 
und Entsorgung 

  

a) für die sonst gemäß § 3 Abs. 3 Buchstaben e) 
und f), Buchstaben l) bis n) und Buchstaben p) 
bis r) der Hauptausschuss zuständig ist, 

  

b) für die sonst gemäß § 8 der Bauausschuss zu-
ständig ist,  

  

c) für die sonst gemäß § 12 Abs. 2 der Personal-
ausschuss zuständig ist.  
 

  

§ 7 
Ausschuss für Planung und Verkehr 

(1) Dem Ausschuss für Planung und Verkehr obliegt 
die Vorbereitung aller städtebaulichen Maßnahmen. 
Er berät: 

  

a) über die gemeindliche Gesamtplanung, den 
Flächennutzungsplan und die Grundzüge der 
Verkehrsplanung einschließlich der Maßnah-
men von grundsätzlicher Bedeutung zur Ord-
nung und Verbesserung des Straßenverkehrs, 
der Verkehrseinrichtungen und des Öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV), 
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Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

b) über den Erlass aller Satzungen nach Bauge-
setzbuch und des Maßnahmengesetzes zum 
Baugesetzbuch, insbesondere über die Aufstel-
lung und Änderung von Bebauungsplänen, die 
Durchführung von städtebaulichen Entwick-
lungsmaßnahmen, den Erlass von Verände-
rungssperren sowie über Satzungen zur Aus-
übung des Vorkaufsrechtes und Satzungen 
gem. § 34 Baugesetzbuch (BauGB). 

  

(2) Der Ausschuss berät ferner bei städtebaulichen 
Sanierungs- und Dorfentwicklungsmaßnahmen ü-
ber sämtliche Angelegenheiten, insbesondere über 

  

a) die Durchführung vorbereitender Untersuchun-
gen und den Erlass sowie die Aufhebung einer 
Sanierungssatzung,  

  

b) den Abschluss von Verträgen mit Sanierungs-, 
Bau und Entwicklungsträgern, 

  

c) die Ausübung des Vorkaufrechtes, soweit Kauf-
preis und Entschädigung zusammen den Betrag 
von 10.000,00 € übersteigen, 

mit Zusatz: Der Ausschuss ist über jeden Fall unverzüg-
lich zu informieren. 

Einverstanden mit Vorschlag. 

d) die Einleitung von Enteignungen;   

e) Entschädigungen (Baugesetzbuch), soweit ein 
Betrag von 7.500,00 € überschritten wird, 

mit Zusatz: Der Ausschuss ist über jeden Fall unverzüg-
lich zu informieren. 

Einverstanden 

f) die Erhebung von Ausgleichsbeträgen.  mit Zusatz: Der Ausschuss ist über jeden Fall unverzüg-
lich zu informieren. 

Einverstanden 

(3) Er entscheidet:    

a) über die Erteilung des Einvernehmens im Sinne 
der §§ 14 Abs. 2 und 31 Abs. 2 BauGB, soweit 
nicht der Bürgermeister zuständig ist, 

mit Zusatz: Der Ausschuss ist über jeden Fall unverzüg-
lich zu informieren 

Ohne Zusatz 

b) über die Erteilung des Einvernehmens im Sinne 
der §§ 34 und 35 in Verbindung mit § 36 BauGB 
einschließlich der Stellungnahme zu Widersprü-
chen in Fällen von grundsätzlicher Bedeutung, 

mit Zusatz: Der Ausschuss ist über jeden Fall unverzüg-
lich zu informieren 

Ohne Zusatz 

c) über die Zustimmung im Sinne des § 32 
BauBG, sofern die Gemeinde Bedarfs- und Er-
schließungsträger ist, 
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Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

d) über die Beauftragung von Architekten und 
Sonderfachleuten mit einem Honorar von mehr 
als 5.000,00 € im Einzelfall, 

über die Beauftragung von Architekten und Sonderfach-
leuten mit einem Honorar von mehr als 2.500,00 € im 
Einzelfall. 

Anhebung auf 10.000,-- Euro 

e) über die Angelegenheiten der Verkehrssicher-
heit, der Verkehrseinrichtungen und des Öffent-
lichen Personennahverkehrs, 

  

f) über alle vorbereitenden und satzungsbeglei-
tenden bzw. planbegleitenden Beschlüsse, mit 
Ausnahme abschließender Beschlüsse im Flä-
chennutzungsplanverfahren und Satzungsbe-
schlüsse auf der Grundlage des Baugesetzbu-
ches und des Maßnahmengesetzes zum Bau-
gesetzbuch. 

  

§ 8 
Bauausschuss 

(1) Der Bauausschuss berät:   

a) über alle Einzelplanungen auf dem Gebiete des 
gemeindlichen Hoch- und Tiefbaues sowie der 
Grün und Friedhofsanlagen, soweit nicht der 
Werksausschuss oder der Bürgermeister zu-
ständig sind,  

  

b) über die Aufgaben nach dem Gesetz zum 
Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Land 
NW (DSchG),  

  

(2) Er entscheidet über:    

a) alle Einzelmaßnahmen auf dem Gebiete nach 
Absatz 1 Buchst. a) mit einer voraussichtlichen 
Bausumme von mehr als 10.000,00 € bis 
125.000,00 € einschl. der bautechnischen Aus-
baumerkmale,  

alle Einzelmaßnahmen auf dem Gebiete nach Absatz 1 
Buchst. a) mit einer voraussichtlichen Bausumme von 
mehr als 5.000,00 € bis 125.000,00 € einschl. der bau-
technischen Ausbaumerkmale, 

Alte Regelung belassen 

b) die Instandsetzungs- und Unterhaltungsmaß-
nahmen im Hoch- und Tiefbau mit einer voraus-
sichtlichen Summe von mehr als 15.000,00 € im 
Einzelfall,  

die Instandsetzungs- und Unterhaltungsmaßnahmen im 
Hoch- und Tiefbau mit einer voraussichtlichen Summe 
von mehr als 5.000,00 € im Einzelfall. 

Alte Regelung belassen. 
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Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

c) die Beauftragung von Architekten, Bauleitern, 
Sonderfachleuten mit einem Honorar von mehr 
als 5.000,00 €, 

Die Beauftragung von Architekten, Bauleitern und Son-
derfachleuten ????? 

Anhebung auf 10.000,-- Euro 

d) die in Planung zu nehmenden Hoch- und Tief-
baumaßnahmen, soweit nicht der Bürgermeister 
zuständig ist, 

  

e) die Festlegung des Ausbauplanes und der bau-
technischen Ausbaumerkmale bei gemeindli-
chen Straßenbeleuchtungsanlagen,  

  

f) die grundsätzlichen Angelegenheiten der Stra-
ßenreinigung,  

  

g) den Erwerb, den Tausch und die Veräußerung 
von Grundstücken im Rahmen von Hoch und 
Tiefbaumaßnahmen, bei einem Wert von mehr 
als 10.000,00 € bis 50.000,00 € einschließlich 
etwaiger Entschädigungen. Die Notar und Ver-
messungskosten bleiben bei der Wertgrenze 
außer Ansatz. Die Zuständigkeit des Hauptaus-
schusses bleibt unberührt.  

den Erwerb, den Tausch und die Veräußerung von 
Grundstücken im Rahmen von Hoch- und Tiefbaumaß-
nahmen, bei einem Wert vonmehr als 5.000,00 € bis 
50.000,00 € einschließlich etwaiger Entschädigungen. 
Die Notar und Vermessungskosten bleiben bei der 
Wertgrenze außer Ansatz. Die Zuständigkeit des 
Hauptausschusses bleibt unberührt. 

Einverstanden mit Vorschlag. 

h) die vorläufige Unterschutzstellung von Denkmä-
lern nach § 4 DSchG;  

  

i) die Förderung von Denkmälern aus den Pau-
schalzuweisungen des Landes oder aus Haus-
haltsmitteln der Gemeinde nach § 35 DSchG, 
soweit die Fördermittel im Einzelfall 2.500,00 € 
überschreiten. Im übrigen ist der Bürgermeister 
im Rahmen der Richtlinien und verfügbarer 
Haushaltsmittel zuständig; der Bauausschuss 
ist anschließend über die erteilten Bewilligungen 
zu informieren.  

  

j) Erlaubnisse nach § 9 Abs. 1 und 2 DSchG so-
wie die Erteilung des Einvernehmens im Falle 
des § 9 Abs. 3 DSchG, soweit es sich um Fälle 
von grundsätzlicher Bedeutung handelt.  
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Zur Zeit gültige Fassung Vorschlag CDU-Fraktion Vorschlag Verwaltung 

§ 9 
Jugend-, Altenhilfe und Sozialausschuss 

(1) Der Jugend-, Altenhilfe und Sozialausschuss berät:   

a) über die Grundsätze zur Förderung und Durch-
führung von Maßnahmen der freiwilligen ge-
meindlichen Sozialhilfe, 

  

b) über Belange der Jugend, Grundsätze der För-
derung und Maßnahmen für besondere gesell-
schaftliche Zielgruppen,  

  

c) über die Förderung von Baumaßnahmen und 
sonstigen Einrichtungen in freier Trägerschaft 
(wie zum Beispiel Kindergärten, Kinderspielplät-
ze, Altenheime usw.).  

  

(2) Er entscheidet:    

a) über die Zuwendung der Haushaltsmittel zur 
Förderung von Maßnahmen im Bereich Jugend, 
Altenhilfe und Soziales von mehr als 250,00 € 
im Einzelfall;  

über die Zuwendung der Haushaltsmittel zur Förderung 
von Maßnahmen im Bereich Jugend, Altenhilfe und 
Soziales im Einzelfall;  

Alte Regelung belassen. Erheblicher Verwaltungs- 
aufwand. 

b) über die Grundsätze zur Förderung der freien 
Wohlfahrtsverbände;  

  

c) über die Gewährung von Zuschüssen im Rah-
men der Förderung von Maßnahmen der freien 
Jugendhilfe durch die Gemeinde Eitorf; 

  

d) über die Grundsätze für die Planung, die Errich-
tung, den Ausbau und die Renovierung von Ein-
richtungen in kommunaler Trägerschaft, die der 
Jugend-, Alten- und Familienhilfe dienen sollen. 
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§ 10 
Kultur- und Sportausschuss 

(1) Der Kultur- und Sportausschuss berät:   

a) über Maßnahmen zur Kultur- und Sportförde-
rung, der Erwachsenenbildung und der Freizeit-
gestaltung, insbesondere über die Durchführung 
kommunaler Veranstaltungen,  

  

b) über die allgemeine Sportpflege, Sportförde-
rung, Mitwirkung bei Veranstaltungen des Ge-
meindesportbundes und Maßnahmen zur För-
derung des Sports der nicht vereingebundenen 
Einwohner, 

  

c) über die Grundsätze für die Planung, die Ein-
richtung, den Ausbau und die Renovierung von 
allen Einrichtungen des Kulturlebens, der Frei-
zeitgestaltung und des Sports.  

  

(2) Er entscheidet:    

a) über die Planung von kulturellen Veranstaltun-
gen der Gemeinde, soweit die Kosten den Be-
trag von insgesamt 2.500,00 € übersteigen;  

über die Planung von kulturellen Veranstaltungen der 
Gemeinde 

Alte Regelung belassen. 

b) über die Richtlinien für die Verteilung der Haus-
haltsmittel zur Förderung der Kultur und der 
Heimatpflege sowie über die Verteilung der Mit-
tel ab 500,00 € im Einzelfall,  

über die Richtlinien für die Verteilung der Haushaltsmit-
tel zur Förderung der Kultur und der Heimatpflege sowie 
über die Verteilung der Mittel im Einzelfall 

Alte Regelung belassen. 

c) über die Gewährung von Zuschüssen im Rah-
men der Städtepartnerschaften, 

  

d) über den Erwerb von Kunstgegenständen, Mu-
seumsgut und Archivalien ab 2.500,00 € im Ein-
zelfall, 

über den Erwerb von Kunstgegenständen, Museumsgut 
und Archivalien im Einzelfall 

Über den Erwerb von Kunstgegenständen, Museumsgut 
und Archivalien ab 1.000,-- Euro im Einzelfall 

e) über die Benutzungsordnung für die kommuna-
len Sportstätten,  
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f) über die Benutzung der kommunalen Sportan-
lagen einschließlich des Hermann-Weber-
Bades bzw. über Anträge auf Änderung von be-
stehenden Belegungsplänen, sofern eine Eini-
gung zwischen dem Gemeindesportbund und 
den beteiligten Vereinen nach Vermittlung durch 
den Bürgermeister nicht zustande kommt, 

  

g) über die Grundsätze zur Förderung des Sports,   

h) über die Beschaffung von Sportgeräten ab 
5.000,00 € im Einzelfall.  

über die Beschaffung von Sportgeräten ab 2.500 € im 
Einzelfall 

Alte Regelung belassen. 

§ 11 
Markt und Kirmesausschuss 

(1) Der Markt und Kirmesausschuss berät über die 
Höhe des Standgeldes, den Erlass von Marktord-
nungen und ordnungsbehördlichen Verordnungen 
aus Anlass von Märkten und Volksfesten.  

  

(2) Er entscheidet über:    

a) die räumliche Abgrenzung des Marktgeländes,    

b) die Terminierung der Marktveranstaltungen,    

c) die Vergabe der Standplätze,    

d) die Vorschläge zur Verkehrsregelung bei Markt-
veranstaltungen. 

  

§ 12 
Personalausschuss 

(1) Der Personalausschuss berät alle Personalangele-
genheiten, die dem Rat oder dem Hauptausschuss 
zur Entscheidung vorbehalten sind, soweit nicht der 
Werksausschuss zuständig ist.  

  

(2) Er entscheidet gemäß § 16 Abs. 3 der Hauptsat-
zung: 
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a) über die Einstellung, Ernennung, Beförderung 
und Entlassung von Beamten, deren Bezüge 
sich nach der Besoldungsgruppe A 9 g.D.  BBO 
oder einer höheren Besoldungsgruppe richten, 

über die Einstellung, Ernennung, Beförderung und Ent-
lassung von Beamten 

Alte Regelung belassen, ansonsten rechtliche Beden-
ken! 

b) über die Einstellung, Höhergruppierung und 
Entlassung von Angestellten, deren Bezüge 
sich nach der Vergütungsgruppe V b g.D. BAT 
oder einer höheren Vergütungsgruppe richten; 

über die Einstellung und Entlassung von Angestellten 
und Arbeitern 
bb) über Höhergruppierung von Angestellten ab der 
Vergütungsgruppe Vb g.D. oder einer höheren Vergü-
tungsgruppe richten 

Alte Regelung belassen, ansonsten rechtliche Beden-
ken! 

c) über die Gewährung von freiwilligen Unterstüt-
zungen mit Ausnahme von Arbeitgeberdarlehen 
an gemeindliche Mitarbeiter; 

  

d) über sonstige zustimmungsbedürftige bzw. mit-
wirkungsbedürftige personelle und soziale An-
gelegenheiten gemäß §§ 72 ff. Landesperso-
nalvertretungsgesetz, sofern es sich nicht um 
Geschäfte der laufenden Verwaltung im Sinne 
von § 41 Abs. 3 GO handelt.  

  

§ 13 
Umweltausschuss 

(1) Der Umweltausschuss berät über:   

a) die Grundsätze, Leitlinien und Rahmenrichtli-
nien zur Sicherung der natürlichen Lebens-
grundlagen der Menschen, zur Erhaltung der 
Lebensfähigkeit des Naturhaushaltes, nament-
lich zum Schutze der Tier- und Pflanzenwelt, 
zur Luft-, Boden- und Wasserreinhaltung und 
zur Lärmbekämpfung,  

  

b) die gemeindlichen Stellungnahmen zur Abfall-
beseitigung, zu Natur und Landschaftsschutz 
sowie Landschaftsplänen, 

  

c) Maßnahmen, die in Natur und Landschafts-
schutzgebiete eingreifen, soweit sie von grund-
sätzlicher Bedeutung sind und einer Ausnah-
megenehmigung bedürfen,  

  

d) gemeindliche Maßnahmen an Gewässern,    
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e) Maßnahmen zur Förderung der Land und 
Forstwirtschaft. 

  

(2) Er entscheidet über:    

a) alle Maßnahmen, die das Bewusstsein des Bür-
gers in Fragen des Umweltschutzes fördern,  

  

b) die Zuwendung der Haushaltsmittel zur Förde-
rung des Umweltschutzes ab 250,00 €, 

die Zuwendung der Haushaltsmittel zur Förderung 
des Umweltschutzes 

Alte Regelung belassen 

c) Planung und Ausbau neuer Wald und Wander-
wege mit einer voraussichtlichen Summe von 
mehr als 10.000,00 € im Einzelfall,  

Planung und Ausbau neuer Wald und Wanderwege mit 
einer voraussichtlichen Summe von mehr 
als 5.000,00 Euro im Einzelfall. 

Alte Regelung belassen. 

d) Planung und Gestaltung von gemeindlichen 
Grünflächen und Parkanlagen mit einer voraus-
sichtlichen Summe von mehr als 10.000,00 € im 
Einzelfall.  

Planung und Gestaltung von gemeindlichen Grün- 
Flächen und Parkanlagen mit einer voraussichtlichen 
Summe von mehr als 5.000,00 Euro im Einzelfall 

Alte Regelung belassen. 

§ 14 
Bürgermeister 

(1) Der Bürgermeister führt die Geschäfte der laufen-
den Verwaltung. Geschäfte der laufenden Verwal-
tung sind solche, die entweder bis zu in dieser Zu-
ständigkeitsordnung festgelegten Wertgrenzen an-
fallen, im Verwaltungsablauf ohne wesentliche Ver-
änderung regelmäßig wiederkehren oder die nicht 
von erheblicher wirtschaftlicher oder grundsätzlicher 
Bedeutung sind. In Zweifelsfällen entscheidet der 
Bürgermeister nach pflichtgemäßem Ermessen, 
welche Angelegenheiten nach § 41 Abs. 3 GO in 
seine Zuständigkeit fallen.  

  

(2) Der Bürgermeister entscheidet im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel bis zu den 
vorstehenden Wertgrenzen über Auftragsvergaben 
sowie über die sonstigen Angelegenheiten, die 
nicht dem Rat oder einem Fachausschuss nach 
dieser Hauptsatzung oder durch Ratsbeschluss zu-
gewiesen sind.  

  

(3) Er entscheidet weiterhin über    
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a) die Aufnahme von Krediten; gestrichen / Zuständigkeit HA Alte Regelung belassen, Verweis auf Haushaltssatzung 
und dringende Kassenkredite 

b) die Vergabe aller Lieferungen und Leistungen 
im Rahmen der laufenden Bewirtschaftung der 
gemeindlichen Einrichtungen und für laufend 
notwendige Betriebsmittel;  

die Vergabe aller Lieferungen und Leistungen im Rah-
men der laufenden Bewirtschaftung der gemeindlichen 
Einrichtungen und für laufend notwendige Betriebsmittel 
ab einem Wert von ????? 

Alte Regelung belassen 

c) den Abschluss von Miet oder Leasingverträgen, 
über Arbeitsmittel und dergl., die zur Aufrecht-
erhaltung eines ordnungsgemäßen Betriebsab-
laufs erforderlich sind;  

  

d) die Ausübung des Vorkaufsrechtes; streichen / Zuständigkeit APV Alte Regelung belassen (Widerspruch zu Kompetenz 
APV) 

e) die Antragstellung gemäß § 15 BauGB (Zurück-
stellung von Baugesuchen);  

mit Zusatz: Der Ausschuss ist unverzüglich zu informie-
ren. 

S. zust. FA 

f) die Erteilung des Einvernehmens gemäß § 31 
Abs. 2 BauGB (Befreiungen von Festsetzungen 
eines Bebauungsplanes), außer in Fällen 
grundsätzlicher Bedeutung;  

mit Zusatz: Der Ausschuss ist unverzüglich zu informie-
ren. 

S. zust. FA 

g) die Erteilung des Einvernehmens nach § 31 
Abs. 1 BauGB (Ausnahmen, die der Bebau-
ungsplan vorsieht);  

mit Zusatz: Der Ausschuss ist unverzüglich zu informie-
ren. 

S. zust. FA 

h) die Erteilung des Einvernehmens nach §§ 34 
und 35 BauGB, außer in Fällen grundsätzlicher 
Bedeutung;  

mit Zusatz: Der Ausschuss ist unverzüglich zu informie-
ren. 

S. zust. FA 

i) die Erteilung des Einvernehmens gemäß § 14 
Abs. 2 BauGB, wenn der der Veränderungs-
sperre zugrunde liegende Anlass nicht berührt 
wird;  

mit Zusatz: Der Ausschuss ist unverzüglich zu informie-
ren. 

S. zust. FA 

j) die Erteilung des Einvernehmens nach § 33 
BauGB (Vorhaben während der Planaufstel-
lung);  

mit Zusatz: Der Ausschuss ist unverzüglich zu informie-
ren. 

S. zust. FA 

k) die Erteilung des Einvernehmens nach § 19 
Abs. 3 BauGB (Teilungsgenehmigung).  
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§ 15 
Inkrafttreten 

Die Zuständigkeitsordnung tritt am 1. Januar 2000 in 
Kraft. 

muss verabredet werden  

 

 


